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Eigentümers oder des sonstigen Verfügungsberechtigten in 
die Erwerbsmaßnahme einbezogen werden, wenn es nicht 
mehr entsprechend seiner bisherigen oder einer anderen zu­
mutbaren Bestimmung zu verwenden ist.

(3) Absatz 2 kann auch auf andere nichtvolkseigene 
Grundstücke des Eigentümers oder des sonstigen Verfügungs­
berechtigten Anwendung finden, wenn sie mit dem Grund­
stück eine wirtschaftliche Einheit bilden.

(4) Der Rat des Kreises entscheidet in Übereinstimmung 
mit dem Bedarfsträger für Grundstücke und Gebäude über 
die weitere Verwendung der in den Absätzen 2 und 3 ge­
nannten Grundstücke und Grundstücksteile.

§19
Prüfung auf Eignung

Der Bedarfsträger für Grundstücke und Gebäude oder des­
sen Beauftragte sind nach vorheriger Information des Verfü­
gungsberechtigten oder Nutzers befugt, Grundstücke und Ge­
bäude, die für die im § 16 genannten Zwecke in Betracht 
kommen, zu betreten, zu vermessen, sonstige Überprüfungen 
durchzuführen und vom Verfügungsberechtigten Angaben 
einzuholen, die für die Entscheidung über die Eignung erfor­
derlich sind.

§20

Anforderung von Grundstücken 
und Gebäuden

(1) Volkseigene Grundstücke und Gebäude fordert der Be­
darfsträger für Grundstücke und Gebäude unmittelbar vom 
Rechtsträger an.

(2) Nichtvolkseigene Grundstücke und Gebäude sind durch 
den Bedarfsträger für Grundstücke und Gebäude beim Vor­
sitzenden des Ratös des Kreises anzufordem. Der Bedarfst­
räger für Grundstücke und Gebäude hat den Rat des Bezir­
kes darüber zu informieren.

§21
Rechtsträgerwechsel

(1) Die Inanspruchnahme volkseigener Grundstücke und 
Gebäude erfolgt durch Rechtsträgerwechsel gemäß den da­
für geltenden Rechtsvorschriften.! Zwischen dem Bedarfs­
träger für Grundstücke und Gebäude und dem Rechtsträger 
ist dazu eine entsprechende Vereinbarung abzuschließen. 
Kommt eine Vereinbarung nicht oder nicht in der notwendi­
gen Frist zustande, entscheiden die für den Bedarfsträger 
für Grundstücke und Gebäude und den Rechtsträger zustän­
digen Minister oder Leiter der anderen zentralen Staatsor­
gane bzw. Vorsitzenden der Räte der Bezirke nach gegensei­
tiger Abstimmung.

(2) Der Rechtsträgerwechsel kann auch durch Beschluß des 
Ministerrates festgelegt werden.

(3) Die abgebenden Rechtsträger haben zu sichern, daß die 
volkseigenen Grundstücke und Gebäude zum Zeitpunkt der 
Inanspruchnahme frei von Rechten Dritter sind.

§22
Kauf

(1) Nichtvolkseigene Grundstücke und Gebäude, die für 
eine ständige Nutzung durch den Bedarfsträger für Grund­
stücke und Gebäude benötigt werden, sind vorrangig durch 
Kauf zugunsten des Volkseigentums zu erwerben und in die

1 z. Z. gelten Insbesondere:
— die Verordnung vom 28. August 1968 über den Verkauf und Kauf 

volkseigener unbeweglicher Grundmittel durch Betriebe der volks­
eigenen Wirtschaft (GBl. II Nr. 99 S. 197) in der Fassung der Zweiten 
Verordnung vom 1. August 1972 (GBl. II Nr. 48 S. 547),

— die. Anordnung vom 7. Juli 1969 über die Rechtsträgerschaft an 
volkseigenen Grundstücken (GBl. II Nr. 68 S. 433),

— die Anordnung vom 11. Oktober 1974 für die Übertragung volkseige­
ner unbeweglicher Grundmittel an sozialistische Genossenschaften 
(GBl. I Nr. 53 S. 489).

Rechtsträgerschaft des Bedarfsträgers für Grundstücke und 
Gebäude bzw. des ihm nachgeordneten Kombinates, Betrie­
bes oder der Einrichtung zu überführen.

(2) Der Erwerb durch Kauf erfolgt auf Anforderung des 
Bedarfsträgers für Grundstücke und Gebäude durch den Rat 
des Kreises.

§23
Inanspruchnahme durch Inanspruchnahmebescheid

(1) Ist der Erwerb von nichtvolkseigenen Grundstücken 
und Gebäuden durch Kauf nicht oder nicht rechtzeitig mög­
lich, hat die Inanspruchnahme durch Inanspruchnahmebe­
scheid zu erfolgen.

(2) Der Wert und Zustand der nichtvolkseigenen Grund­
stücke und Gebäude zum Zeitpunkt der Inanspruchnahme ist 
durch Beauftragte des Rates des Kreises an Ort und Stelle 
festzustellen. Der Eigentümer oder sonstige Verfügungsbe­
rechtigte ist zur Teilnahme an der Feststellung des Wertes 
aufzufordern.

(3) Die Inanspruchnahme erfolgt durch den Vorsitzenden 
des Rates des Kreises durch Zustellung des Inanspruchnahme­
bescheides an den Eigentümer oder sonstigen Verfügungsbe­
rechtigten. Je eine Ausfertigung des Bescheides erhalten 
außerdem der Bedarfsträger für Grundstücke und Gebäude 
sowie die für den Kreis zuständige Außenstelle des Liegen­
schaftsdienstes des Rates des Bezirkes zur Berichtigung des 
Grundbuches bis zu dem im Inanspruchnahmebescheid fest­
gelegten Zeitpunkt.

(4) Der Rat des Kreises hat zu sichern, daß die nichtvolks­
eigenen Grundstücke und Gebäude zum Zeitpunkt der Inan­
spruchnahme frei von Rechten Dritter sind. Das gilt auch 
für den Erwerb durch Kauf gemäß § 22.

Teil C 
Schlußbestimmungen

§24

Änderung der staatlichen Planauflage
Änderungen der staatlichen Planauflage des Volkswirt­

schaftsplanes, die durch Leistungen nach dieser Verordnung 
im Zusammenhang mit der Durchführung von Übungen zum 
Zwecke der Überprüfung der Verteidigungsbereitschaft erfor­
derlich werden, sind durch die Leistungspflichtigen bzw. die 
abgebenden Rechtsträger auf der Grundlage der Rechtsvor­
schriften bei ihren übergeordneten Organen zu beantragen.

§25
Leistungsbefreiung

(1) Diese Verordnung gilt nicht für diplomatische und an­
dere Vertretungen anderer Staaten, ihre Mitarbeiter, soweit 
sie Staatsbürger des Entsendestaates sind, und deren Fami­
lienangehörige.

(2) Über die teilweise oder vollständige Leistungsbefreiung 
von Betrieben und Einrichtungen der Volkswirtschaft ent­
scheidet der Minister für Nationale Verteidigung auf Antrag 
des Vorsitzenden der Staatlichen Plankommission.

§26
Beschwerderecht

(1) Gegen den Auflage- oder Leistungsbescheid bzw. den 
Inanspruchnahmebescheid ist die Beschwerde zulässig. Sie 
ist innerhalb von 14 Tagen nach Übergabe oder Zustellung 
des Bescheides an den Leistungspflichtigen bzw. Rechtsträger, 
Eigentümer oder sonstigen Verfügungsberechtigten von die­
sem an das staatliche Organ zu richten, das den Bescheid 
erteilt hat. Soweit dieses der Beschwerde nicht abhilft, ist 
sie unverzüglich dem übergeordneten Organ zuzustellen, das


